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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1968 Ausgegeben am 5. Juli 1968 54. Stück

230. Bundesgesetz: Energieanleihegesetz 19.68
231. Bundesgesetz: Übernahme der Bundeshaftung für Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite

der Dachstein Fremdenverkehrs-Aktiengesellschaft
232. Bundesgesetz: Übernahme der Bundeshaftung für Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite

der Ersten Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft
233. Bundesgesetz: Übernahme der Bundeshaftung für Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite

der „Vereinigten Österreichischen Eisen- und Stahlwerke Aktiengesellschaft"
234. Bundesgesetz: Übernahme der Bundeshaftung für Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite

der Österreichischen Automobil-Fabriks-Aktiengesellschaft
235. Bundesgesetz: Veräußerung eines Geschäftsanteiles der österreichischen Sprengmittel-Ver-

triebsgesellschaft mit beschränkter Haftung
236. Bundesgesetz: Aufnahme eines Darlehens bei der Stadt Wien und Genehmigung von Kredit-

überschreitungen beim Ansatz 5/79913 „Schnellbahn" der Anlage I des
Bundesfinanzgesetzes 1968

2 3 7 . Verordnung: Verlängerung der Geltungsdauer der Verordnung über die Aufstellung von
Durchschnittssätzen für die Ermittlung des Umsatzes und des Gewinnes bei
nichtbuchführenden Gewerbetreibenden

2 3 0 . Bundesgesetz vom 20. Juni 1968,
betreffend die Übernahme der Bundeshaftung
für Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite
der Österreichischen Elektrizitätswirtschafts-
Aktiengesellschaft (Verbundgesellschaft) und
der Sondergesellschaften gemäß § 4 Abs. 4
des 2. Verstaatlichungsgesetzes {Energiean-

leihegesetz 1968)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, für die zum Ausbau der Großkraft-
werke Wallsee, Feistritz, Garsten, Weyer und
Zemm sowie der Übertragungseinrichtungen der
Verbundgesellschaft im In- und Ausland aufzu-
nehmenden Anleihen, Darlehen und sonstigen
Kredite der Österreichischen Elektrizitätswirt-
schafts-Aktiengesellschaft (Verbundgesellschaft)
und der Sondergesellschaften gemäß § 4 Abs. 4
des 2. Verstaatlichungsgesetzes bis zu einem Ge-
samtbetrag (Gegenwert) von 3200 Millionen
Schilling einschließlich der Zinsen und Kosten
namens des Bundes die Haftung als Bürge und
Zahler (§ 1357 des allgemeinen bürgerlichen Ge-
setzbuches) zu übernehmen.

(2) Der Bundesminister für Finanzen wird fer-
ner ermächtigt, für Kredite einschließlich Zinsen
und Kosten, die der Vorfinanzierung der im

Abs. 1 genannten Anleihen dienen, eine Lauf-
zeit von einem Jahr und das Ausmaß des im
Abs. 1 genannten Gesamtbetrages (Gegenwertes)
jeweils nicht überschreiten, namens des Bundes
die Haftung als Bürge und Zahler (§ 1357 des
allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches) zu über-
nehmen. Die Haftungsübernahmen aus der vor-
stehenden Vorfinanzierung werden auf den im
Abs. 1 genannten Gesamtbetrag nicht angerech-
net.

(3) Der Bundesminister für Finanzen darf von
den im Abs. 1 und Abs. 2 erteilten Ermächtigun-
gen nur dann Gebrauch machen, wenn

a) die Finanzoperation (Anleihen, Darlehen
oder sonstige Kredite) im Einzelfall den
Betrag (Gegenwert) von 1100 Millionen
Schilling einschließlich der Zinsen und Ko-
sten nicht übersteigt;

b) der nominelle Zinsfuß, bezogen auf ein
Jahr, bei Zinsenzahlung im nachhinein
nicht mehr als 5 v. H. über dem im Zeit-
punkt der Finanzoperation geltenden Zins-
fuß für Eskontierungen der Oesterreichi-
schen Nationalbank (§ 48 Abs. 4 des Na-
tionalbankgesetzes 1955, BGBl. Nr. 184)
beträgt;

c) die Laufzeit der Finanzoperation 25 Jahre
nicht übersteigt;
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d) die prozentuelle Gesamtbelastung unter
Zugrundelegung der folgenden Formel
nicht mehr als 9°/o beträgt:

e) im Falle, daß eine vorzeitige Kündigung
der Anleihen, Darlehen und sonstigen Kre-
dite vereinbart ist, auch bei Kündigung die
prozentuelle Gesamtbelastung gemäß lit. d
nicht überschritten wird;

f) die Finanzoperation in Schilling, US-Dol-
lar, Deutschen Mark, Französischen Fran-
ken, Schweizer Franken oder einer sonsti-
gen jederzeit konvertierbaren Währung er-
folgt.

§ 2. Wird die Haftung des Bundes gemäß § 1
für Fremdwährungsbeträge übernommen, so sind
diese zu den im Zeitpunkt der Haftungsüber-
nahme vom Bundesministerium für Finanzen
jeweils festgesetzten Kassenwerten auf den ge-
nannten Höchstbetrag anzurechnen.

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Withalm Koren

231. Bundesgesetz vom 20. Juni 1968,
betreffend die Übernahme der Bundeshaftung
für Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite
der Dachstein Fremdenverkehrs-Aktiengesell-

schaft

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1.(1) Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, für die zum Bau der Dachstein-
südwandbahn einschließlich der Nebenanlagen
im In- und Ausland durchzuführenden Finanz-
operationen (Aufnahme von Anleihen, Darlehen
und sonstigen Krediten) der Dachstein Fremden-
verkehrs-Aktiengesellschaft Haftungen namens
des Bundes als Bürge und Zahler (§ 1357 des all-
gemeinen bürgerlichen Gesetzbuches) zu über-
nehmen.

(2) Der Bundesminister für Finanzen darf von
der im Abs. 1 erteilten Ermächtigung nur dann
Gebrauch machen, wenn

a) der jeweils ausstehende Gesamtbetrag (Ge-
genwert) der Haftung 45 Millionen Schil-
ling einschließlich der Zinsen und Kosten
nicht übersteigt;

b) die Finanzoperation im Einzelfall den Be-
trag (Gegenwert) von 20 Millionen Schil-

ling einschließlich Zinsen und Kosten nicht
übersteigt;

c) der nominelle Zinsfuß, bezogen auf ein
Jahr, bei Zinsenzahlung im nachhinein
nicht mehr als 5 v. H. über dem im Zeit-
punkt der Finanzoperation geltenden Zins-
fuß für Eskontierungen der Oesterreichi-
schen Nationalbank (§48 Abs. 4 des Na-
tionalbankgesetzes 1955, BGBl. Nr. 184)
beträgt;

d) die Laufzeit der Finanzoperation 20 Jahre
nicht übersteigt;

e) die prozentuelle Gesamtbelastung unter
Zugrundelegung der folgenden Formel
nicht mehr als 9°/o beträgt:

f) im Falle, daß eine vorzeitige Kündigung
der Anleihen, Darlehen und sonstigen Kre-
dite vereinbart ist, auch bei Kündigung die
prozentuelle Gesamtbelastung gemäß lit. e
nicht überschritten wird;

g) die Finanzoperationen in Schilling, US-Dol-
lar, Deutschen Mark, Französischen Fran-
ken, Schweizer Franken oder einer sonsti-
gen jederzeit konvertierbaren Währung
erfolgt.

§ 2. Wird die Haftung des Bundes gemäß § 1
für Fremdwährungsbeträge übernommen, so
sind diese zu den im Zeitpunkt der Haftungs-
übernahme vom Bundesministerium für Finan-
zen jeweils festgesetzten Kassenwarten auf die
genannten Höchstbeträge anzurechnen.

§ 3. Die im § 1 erteilte Ermächtigung gilt
bis 31. Dezember 1973.

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Withalm Koren

2 3 2 . Bundesgesetz vom 20. Juni 1968,
betreffend die Übernahme der Bundeshaftung
für Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite
der Ersten Donau-Dampfschiffahrts-Gesell-

schaft

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, für zum Zwecke von Investitions-
und Rationalisierungsmaßnahmen im In- und
Ausland durchzuführende Finanzoperationen
(Aufnahme von Anleihen, Darlehen und sonsti-
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gen Krediten) der Ersten Donau-Dampfschiff-
fahrts-Gesellschaft Haftungen namens des Bun-
des als Bürge und Zahler (§ 1357 des allgemeinen
bürgerlichen Gesetzbuches) zu übernehmen.

(2) Der Bundesminister für Finanzen darf von
der in Abs. 1 erteilten Ermächtigung nur dann
Gebrauch machen, wenn

a) der jeweils ausstehende Gesamtbetrag (Ge-
genwert) der Haftung 120 Millionen Schil-
ling einschließlich der Zinsen und Kosten
nicht übersteigt;

b) die Finanzoperation im Einzelfall den Be-
trag (Gegenwert) von 50 Millionen Schil-
ling einschließlich der Zinsen und Kosten
nicht übersteigt;

c) der nominelle Zinsfuß, bezogen auf ein
Jahr, bei Zinsenzahlung im nachhinein
nicht mehr als 5 v. H. über dem im Zeit-
punkt der Finanzoperation geltenden Zins-
fuß für Eskontierungen der Oesterreichi-
schen Nationalbank (§ 48 Abs. 4 des Na-
tionalbankgesetzes 1955, BGBl. Nr. 184)
beträgt;

d) die Laufzeit der Finanzoperation 15 Jahre
nicht übersteigt;

e) die prozentuelle Gesamtbelastung unter
Zugrundelegung der folgenden Formel
nicht mehr als 9°/o beträgt:

f) im Falle, daß eine vorzeitige Kündigung
der Anleihen, Darlehen und sonstigen Kre-
dite vereinbart ist, auch bei Kündigung die
prozentuelle Gesamtbelastung gemäß lit. e
nicht überschritten wird;

g) die Finanzoperation in Schilling, US-Dol-
lar, Deutschen Mark, Französischen Fran-
ken, Schweizer Franken, oder einer sonsti-
gen jederzeit konvertierbaren Währung
erfolgt.

§ 2. Wird die Haftung des Bundes gemäß § 1
für Fremdwährungsbeträge übernommen, so
sind diese zu den im Zeitpunkt der Haftungs-
übernahme vom Bundesministerium für Finan-
zen jeweils festgesetzten Kassenwerten auf die
genannten Höchstbeträge anzurechnen.

§ 3. Die im § 1 erteilte Ermächtigung gilt bis
31. Dezember 1973.

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Withalm Koren

2 3 3 . Bundesgesetz vom 20. Juni 1968,
betreffend die Übernahme der Bundeshaftung
für Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite
der „Vereinigten Österreichischen Eisen- und

Stahlwerke Aktiengesellschaft"

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, für die zur Modernisierung und Ra-
tionalisierung der Betriebsanlagen im In- und
Ausland durchzuführenden Finanzoperationen
(Aufnahme von Anleihen, Darlehen und sonsti-
gen Krediten) der „Vereinigten Österreichischen
Eisen- und Stahlwerke Aktiengesellschaft" Haf-
tungen namens des Bundes als Bürge und Zahler
(§ 1357 des allgemeinen bürgerlichen Gesetz-
buches) zu übernehmen.

(2) Der Bundesminister für Finanzen darf von
der im Abs. 1 erteilten Ermächtigung nur dann
Gebrauch machen, wenn

a) der jeweils ausstehende Gesamtbetrag (Ge-
genwert) der Haftung 1330 Millionen Schil-
ling einschließlich der Zinsen und sonstigen
Kosten nicht übersteigt;

b) die Finanzoperation im Einzelfall den Be-
trag (Gegenwert) von 600 Millionen Schil-
ling einschließlich Zinsen und Kosten nicht
übersteigt;

c) der nominelle Zinsfuß, bezogen auf ein
Jahr, bei Zinsenzahlung im nachhinein
nicht mehr als 5 v. H. über dem im Zeit-
punkt der Finanzoperation geltenden Zins-
fuß für Eskontierungen der Oesterreichi-
schen Nationalbank (§ 48 Abs. 4 des Na-
tionalbankgesetzes 1955, BGBl. Nr. 184)
beträgt;

d) die Laufzeit der Finanzoperation 25 Jahre
nicht übersteigt;

e) die prozentuelle Gesamtbelastung unter
Zugrundelegung der folgenden Formel
nicht mehr als 9°/o beträgt:

f) im Falle, daß eine vorzeitige Kündigung
der Anleihen, Darlehen und sonstigen Kre-
dite vereinbart ist, auch bei Kündigung
die prozentuelle Gesamtbelastung gemäß
lit. e nicht überschritten wird;

g) die Finanzoperation in Schilling, US-Dollar,
Deutschen Mark, Französischen Franken,
Schweizer Franken oder einer sonstigen
jederzeit konvertierbaren Währung erfolgt.
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§ 2. Wird die Haftung des Bundes gemäß § 1
für Fremdwährungsbeträge übernommen, so
sind diese zu den im Zeitpunkt der Haftungs-
übernahme vom Bundesministerium für Finan-
zen jeweils festgesetzten Kassenwerten auf die
genannten Höchstbeträge anzurechnen.

§ 3. (1) Die im § 1 erteilte Ermächtigung gilt
bis 31. Dezember 1973.

(2) Nach dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes verlieren die im Bundesgesetz BGBl.
Nr. 158/1963, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 168/1964, für Anleihen, Darlehen und
sonstige Kredite der „Vereinigten Österreichi-
schen Eisen- und Stahlwerke Aktiengesellschaft"
dem Bundesminister für Finanzen eingeräum-
ten Ermächtigungen zur Übernahme der Bundes-
haftung insoweit ihre Gültigkeit, als diese Bun-
deshaftung bis zum Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes nicht in Anspruch genommen worden
ist.

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Withalm Koren

2 3 4 . Bundesgesetz vom 20. Juni 1968,
betreffend die Übernahme der Bundeshaftung
für Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite

der Österreichischen Automobil-Fabriks-
Aktiengesellschaft

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, für zum Zwecke von Investitions-
und Rationalisierungsmaßnahmen im In- und
Ausland durchzuführende Finanzoperationen
(Aufnahme von Anleihen, Darlehen und sonsti-
gen Krediten) der Österreichischen Automobil-
Fabriks-Aktiengesellschaft Haftungen namens
des Bundes als Bürge und Zahler (§ 1357 des
Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches) zu über-
nehmen.

(2) Der Bundesminister für Finanzen darf von
der im Abs. 1 erteilten Ermächtigung nur dann
Gebrauch machen, wenn

a) der jeweils ausstehende Gesamtbetrag (Ge-
genwert) der Haftung 50 Millionen Schil-
ling einschließlich der Zinsen und Kosten
nicht übersteigt;

b) die Finanzoperation im Einzelfall den Be-
trag (Gegenwert) von 15 Millionen Schil-
ling einschließlich der Zinsen und Kosten
nicht übersteigt;

c) der nominelle Zinsfuß, bezogen auf ein
Jahr, bei Zinsenzahlung im nachhinein

nicht mehr als 5 v. H. über dem im Zeit-
punkt der Finanzoperation geltenden Zins-
fuß für Eskontierungen der Oesterreichi-
schen Nationalbank (§ 48 Abs. 4 des Natio-
nalbankgesetzes 1955, BGBl. Nr. 184) be-
trägt;

d) die Laufzeit der Finanzoperation 15 Jahre
nicht übersteigt;

e) die prozentuelle Gesamtbelastung unter Zu-
grundelegung der folgenden Formel nicht
mehr als neun Prozent beträgt:

f) im Falle, daß eine vorzeitige Kündigung
der Anleihen, Darlehen und sonstigen Kre-
dite vereinbart ist, auch bei Kündigung die
prozentuelle Gesamtbelastung gemäß lit. e
nicht überschritten wird;

g) die Finanzoperation in Schilling, US-Dollar,
Deutschen Mark, Französischen Franken,
Schweizer Franken oder einer sonstigen
jederzeit konvertierbaren Währung erfolgt.

§ 2. Wird die Haftung des Bundes gemäß § 1
für Fremdwährungsbeträge übernommen, so
sind diese zu den im Zeitpunkt der Haftungs-
übernahme vom Bundesministerium für Finanzen
jeweils festgesetzten Kassenwerten auf die ge-
nannten Höchstbeträge anzurechnen.

§ 3. Die im § 1 erteilte Ermächtigung gilt bis
31. Dezember 1973.

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Withalm Koren

235. Bundesgesetz vom 20. Juni 1968
über die Veräußerung eines Geschäfts-
anteiles der Österreichischen Sprengmittel-

Vertriebsgesellschaft mit beschränkter
Haftung

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Bundesminister für Finanzen ist er-
mächtigt, einen Geschäftsanteil von fünfhundert-
tausend Schilling der Österreichischen Spreng-
mittel-Vertriebsgesellschaft mit beschränkter
Haftung, Wien I, Tuchlauben 7 a, um den Kauf-
preis von zwei Millionen Schilling zu veräußern.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
wird das Bundesministerium für Finanzen be-
traut.

Jonas
Withalm Koren
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2 3 6 . Bundesgesetz vom 20. Juni 1968,
betreffend die Aufnahme eines Dar-
lehens bei der Stadt Wien und die Genehmi-
gung von Kreditüberschreitungen beim An-
satz 5/79913 „Schnellbahn" der Anlage I des

Bundesfinanzgesetzes 1968

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Bundesminister für Finanzen ist
ermächtigt, namens des Bundes ein unverzins-
liches Darlehen bei der Stadt Wien im Betrage
von 87'5 Millionen Schilling in Teilbeträgen bis
Ende 1969 mit einer Laufzeit bis 1989 zum
weiteren Ausbau der Wiener Schnellbahn auf-
zunehmen.

§ 2. Überschreitungen des im Bundesvor-
anschlag 1968 (Anlage I des Bundesfinanz-
gesetzes 1968, BGBl. Nr. 1) vorgesehenen Aus-
gabeansatzes der. außerordentlichen Gebarung 5/
79913 „Schnellbahn" werden bis zu einem
Betrage von 40 Millionen Schilling genehmigt.

§ 3. Die Bedeckung der im § 2 vorgesehenen
Überschreitungen ist durch Einnahmen aus der
im § 1 genannten Darlehensaufnahme sicher-
zustellen.

§ 4. Der im § 1 genannte Betrag von
87'5 Millionen Schilling ist auf den im ersten
Satz des Art. VI Z. 1 des Bundesfinanzgesetzes
1968 genannten Betrag nicht anzurechnen.

§ 5. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist das Bundesministerium für Finanzen
betraut.

Jonas
Withalm Koren

2 3 7 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 14. Juni 1968, betreffend
die Verlängerung der Geltungsdauer der Ver-
ordnung vom 6. Feber 1967, BGBl. Nr. 59,
über die Aufstellung von Durchschnittssätzen
für die Ermittlung des Umsatzes und des Ge-
winnes bei nichtbuchführenden Gewerbetrei-

benden

Auf Grund des § 29 des Einkommensteuer-
gesetzes 1967, BGBl. Nr. 268, und des § 13
Abs. 9 des Umsatzsteuergesetzes 1959, BGBl.
Nr. 300/1958, wird verordnet:

Die Bestimmungen der §§ 1 bis 10 der Ver-
ordnung vom 6. Feber 1967, BGBl. Nr. 59, über
die Aufstellung von Durchschnittssätzen für die
Ermittlung des Umsatzes und des Gewinnes bei
nichtbuchführenden Gewerbetreibenden, sind auch
bei der Veranlagung für das Kalenderjahr 1968
anzuwenden. Dabei hat in den §§ 1, 3 und 10
die Zitierung des Einkommensteuergesetzes zu
lauten: „Einkommensteuergesetzes 1967".

Koren
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